
FLZ - 02/03/2020 Seite : L01

Copyright (c) Ausgabe 02/03/2020
März 2, 2020 3:39 pm (GMT -1:00) Powered by TECNAVIA

Verkleinert auf 71% (Anpassung auf Papiergröße)


„Größere Wachheit gegen braunen Sumpf“
Woche der Brüderlichkeit von 9. bis 15. März – Verstörende Politikeraussagen und blutige Anschläge: Gesellschaft ist besonders herausgefordert

VON OLIVER HERBST

ANSBACH – Die Woche der Brü-
derlichkeit von 9. bis 15. März will in
Ansbach wie in der gesamten Bun-
desrepublik den christlich-jüdischen
Dialog fördern. Das Jahresthema
lautet diesmal „Tu deinen Mund auf
für die anderen“. Von verstörenden
Aussagen von Politikern bis zu bluti-
gen Anschlägen: Die Gesellschaft ist
zurzeit besonders herausgefordert.

Der AfD-Politiker Björn Höcke et-
wa forderte: „Wir brauchen nichts
anderes als eine erinnerungspoliti-
sche Wende um 180 Grad.“ Partei-
kollege Dr. Alexander Gauland sagte:
„Hitler und die Nazis sind nur ein
Vogelschiss in über 1000 Jahren er-
folgreicher deutscher Geschichte.“

Außerdem gehören das Attentat
auf eine Synagoge in Halle, der Mord
am CDU-Politiker Dr. Walter Lübcke
und der Anschlag in Hanau zu vielen
Gewalttaten mit rechtsextremem
Hintergrund in der jüngeren Zeit.

Wie gehen Beteiligte der Woche
der Brüderlichkeit damit um? „Es ist
dringend, dass wir die Bevölkerung
endlich wieder einmal aufrütteln und
sagen, was da war und was jetzt ist“,
stellt Gottlieb Kellner mit Blick auf
die NS-Zeit und heute fest. Er gestal-
tet am 14. März mit Gabriele Weigel
eine musikalische Meditation.

„Entschiedenes Eintreten
der Bundeskanzlerin“

Was Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel (CDU) als Preisträgerin der
Buber-Rosenzweig-Medaille 2020 be-
trifft, würdigt der Vorsitzende des
Ansbacher Initiativkreises der Wo-
che, Dr. Johannes Wachowski, „vor
allem ihr entschiedenes Eintreten“
zugunsten der Religionsfreiheit im
Rahmen der Beschneidungsdebatte.

Weiter habe sie gegen Holocaust-
Leugner gewirkt und sei bestimmt

gegen die AfD aufgetreten: nach der
Wahl Thomas Kemmerichs (FDP)
zum Ministerpräsidenten im Thürin-
ger Landtag mit AfD-Stimmen.

Mit Blick auf die Woche der Brü-
derlichkeit ist dem zweiten Vorsit-
zenden der Katholischen Erwachse-
nenbildung (KEB) Ansbach-Neu-
stadt, Wolfgang Osiander, etwas ein
Anliegen: „dass man sich mit dem
Judentum nicht nur im Zusammen-
hang mit dem Holocaust auseinan-

dersetzt, sondern das Judentum als
einen festen Bestandteil unserer Ge-
schichte, unserer Kultur sieht“.

Dass das Jahresthema gerade nach
Halle ganz wichtig sei, darauf gingen
im Gesamtprogramm für Franken
sämtliche Grußwortautoren ein, legt
der Geschäftsführer des Evangeli-
schen Bildungswerks (EBW) im De-
kanat, Bernhard Meier-Hüttel, dar.

Es gebe „diesen braunen Sumpf,
aber es gibt auch die Wachheit oder

Aufgeschlossenheit derer, die anders
ticken, die etwas dagegen tun wol-
len“, macht überdies Juliane Brum-
berg als Mitglied des Teamvorstands
im Frauenring Ansbach deutlich.
Diese sei ebenfalls gewachsen.

Für „wertvoller denn je“ hält Re-
nate Weinmann vom städtischen Amt
für Kultur und Tourismus (AKuT)
das Angebot für Schulklassen, die
Synagoge zu besichtigen (siehe Bei-
trag unten rechts). Vielleicht trage

dieses dazu bei, den einen oder an-
deren davon abzuhalten, dumpfe und
stumpfe Parolen zu wiederholen.

An den Beratenden Ausschuss in
Ansbach als Vorläufer des Stadtrats
nach der Befreiung vom NS-Terror
im Jahr 1945 erinnert der Vorsitzen-
de der Ansbacher Frankenbund-
Gruppe, Alexander Biernoth. Grund-
konsens sei quer durch die politi-
schen Ansichten gewesen, dass so et-
was nicht wiederkommen dürfe.

Als Beteiligte an der Woche der Brüderlichkeit versammelten sie sich in der Synagoge (von links): Renate Weinmann vom städtischen Amt für Kultur und Tou-
rismus, Bernhard Meier-Hüttel (Evangelisches Bildungswerk), Gottlieb Kellner (Musikmeditation), Dr. Johannes Wachowski, Vorsitzender des Initiativkreises,
Juliane Brumberg (Frauenring), Alexander Biernoth (Frankenbund-Gruppe) und Wolfgang Osiander (Katholische Erwachsenenbildung). Foto: Oliver Herbst

Schüler können Synagoge besuchen
Während der ganzen Woche der Brüderlichkeit – „Nathan der Weise“ wieder im Theater zu sehen

ANSBACH (oh) — Passend zur
Woche der Brüderlichkeit vom 9.
bis zum 15. März „nimmt das Thea-
ter Ansbach Gotthold Ephraim Les-
sings ,Nathan der Weise‘ wieder in
den Spielplan“. So teilt es die In-
tendantin Dr. Susanne Schulz mit.

Am Samstag, 7. März, 19.30 Uhr,
also noch vor dem offiziellen Be-
ginn der Woche, sei „Lessings Plä-
doyer für Toleranz und Gleichbe-
rechtigung der Religionen“ im Gro-

ßen Haus erstmals wieder zu se-
hen, informiert die Intendantin.

Oberbürgermeisterin Carda Sei-
del (parteifrei) ist Schirmherrin der
Woche der Brüderlichkeit in der
Markgrafenstadt. Bei deren Eröff-
nungsveranstaltung am kommen-
den Montag, 9. März, um 19.30 Uhr
spricht im Kulturzentrum am
Karlsplatz der evangelische Dekan
Hans Stiegler zum Thema „Was das
Judentum und Israel mir theolo-
gisch und persönlich bedeuten“.

Dekanatskantor Carl Friedrich
Meyer und Acar Kraut umrahmen
den Eröffnungsabend musikalisch.
Während der gesamten Woche kön-
nen Schulklassen die Ansbacher
Synagoge besichtigen. Darauf wei-
sen die Verantwortlichen hin.

Dazu anmelden können sich In-
teressierte im städtischen Amt für
Kultur und Tourismus (AKuT), Jo-
hann-Sebastian-Bach-Platz 1, 91522
Ansbach (unter Telefon 0981/51-243
und via E-Mail akut@ansbach.de).

Renitente Ladendiebin
19-Jährige widersetzte sich Detektiv und Sicherheitsmann

ANSBACH (fsw) – Mit einer reni-
tenten Ladendiebin hat sich die Poli-
zei am Freitag gegen 14.30 Uhr im
Brücken-Center auseinandersetzen
müssen. Gegen die Frau wird jetzt
wegen Diebstahls und Körperverlet-
zung ermittelt.

Laut den Angaben der Beamten
wurde die 19-Jährige dabei beobach-
tet, wie sie im Real-Verbraucher-
markt ein Parfüm einsteckte und den
Laden verließ, ohne zu zahlen. Als sie
nach dem Kassenbereich angespro-
chen wurde, übergab die 19-Jährige

das Diebesgut an den 71-jährigen
Detektiv und versuchte zu flüchten.
Als dieser die junge Frau griff, um sie
bis zum Eintreffen der Polizei fest-
zuhalten, riss sich die junge Frau los.
Dadurch fiel der Ladendetektiv zu
Boden und verletzte sich leicht.

Der Mitarbeiter einer Security-Fir-
ma wurde auf die Situation aufmerk-
sam und stoppte die Heranwachsen-
de kurze Zeit später. Auch hiervon
zeigte sie sich wenig begeistert und
trat mehrfach nach dem 39-jährigen
Sicherheitsmann. Dieser wurde
durch die Tritte leicht verletzt.

„In letzter Konsequenz kann es die Anwohner treffen“
Wer zahlt für die Schäden durch das Kasernengift? – Verwaltungsrechts-Expertin Dr. Sylvia Meyerhuber referierte in der Feuerbach-Akademie

VON WINFRIED VENNEMANN

ANSBACH – Jeden Tag, den die
per- und polyfluorierten Chemika-
lien (PFC) aus der Kaserne in Kat-
terbach weiter in den Untergrund si-
ckern, vergrößern sich die Umwelt-
schäden. Wer wird am Ende für die
millionenschwere Sanierung von
Bächen, Weihern und Brunnen auf-
kommen? Dr. Sylvia Meyerhuber,
Expertin für Verwaltungsrecht, skiz-
zierte die Rechtsfragen auf einem
Infoabend an der Feuerbach-Akade-
mie.

„Auch in der Kaserne in Katter-
bach gilt uneingeschränkt deutsches
Recht“, betonte Dr. Meyerhuber.
Gleichzeitig schränkte sie aber ein:
„Es gilt aber auch aufgrund des Nato-
Truppenstatuts die Immunität des
Betreibers, also der US-Armee.“
Deutsche Behörden und Gerichte
könnten das Recht nicht gegenüber
der US-Armee durchsetzen. Hinter-
grund: Staaten seien grundsätzlich
gleichberechtigt, deshalb könne ein
Staat den anderen nicht einfach sei-

nen Hoheitsrechten unterwerfen.
„Das deutsche Recht kann gegen-
über der US-Armee nur auf dem Ver-
handlungsweg durchgesetzt wer-
den.“

Die US-Armee sei allerdings laut
Truppenstatut auch zur Zusammen-
arbeit verpflichtet. „Die Militärs
müssen deutschen Behörden zum
Beispiel Zutritt gewähren, wenn dies
nicht Geheimhaltungsgründen wi-
derspricht.“

Die Behörden seien verpflichtet,
die Beseitigung der Umweltschäden
umzusetzen. Dazu gehöre auch, den
„Störer“ zu identifizieren. Störer im
Sinne des Verwaltungsrechts sind
Personen oder Institutionen, die für
die Beeinträchtigung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung ver-
antwortlich sind.

„Die sogenannte Störer-Auswahl
soll sich an einer effektiven Gefah-
renabwehr orientieren“, so Dr. Mey-
erhuber und gibt ein Beispiel: Bei
Deponien liege das Schadensgesche-
hen oft Jahrzehnte zurück und der
ursprüngliche Verursacher sei nicht
mehr nachvollziehbar. „Dann greifen
die Behörden auf den aktuellen Be-
treiber oder Eigentümer der Deponie
zurück.“

Beim Kasernengelände in Katter-
bach sei die Bundesanstalt für Im-

mobilienaufgaben (BImA) als Eigen-
tümerin greifbar, so Dr. Meyerhuber.
Und außerhalb der Kaserne? „In
letzter Konsequenz könnte es auch
die Anwohner und Grundstücks-
eigentümer treffen“, sagt die Fach-
anwältin für Verwaltungsrecht, die
dann verpflichtet werden könnten,
die Umweltschäden zu beseitigen.

Deutsche Behörden in
die Pflicht nehmen?

Möglicherweise komme aber ein
Ausgleichsanspruch der Betroffenen
nach dem Bundes-Bodenschutzge-
setz in Betracht. Je länger es dauere,
bis die PFC-Verseuchung einge-
dämmt werde, umso größer werde
der Schaden und umso mehr Bürger
seien betroffen.

Die Verwaltungsrechts-Expertin
rät Betroffenen, prüfen zu lassen, ob
die deutschen Behörden wie die
Stadt oder das Landratsamt in die
Pflicht genommen werden sollten.
Bei der Anmeldung von Schadens-
ersatzansprüchen bei der Bundesbe-
hörde BImA gelte es, Fristen zu be-
achten.

Skizzierte die Rechtsfragen: Dr. Syl-
via Meyerhuber. Foto: privat

Verkehrslage im Ansbacher Norden

Runden Tisch
gefordert

ANSBACH (ve) – Die Freien Wäh-
ler (FW) fordern nach den Kommu-
nalwahlen einen Runden Tisch zur
Verkehrslage im Ansbacher Norden.

Das Staatliche Bauamt, die Stadt-
verwaltung, die Bürgerinitiative für
die Verkehrsinfrastruktur im
Ansbacher Norden (BIFAN) und Ver-
treter aller Parteien müssten sich
sachlich auf der Basis des Verkehrs-
gutachtens über die bestmögliche,
zukunftsfähige Lösung auseinan-
dersetzen, heißt es in einer Presse-
mitteilung.

„Gutachten und Realität klaffen an
der Weinbergkreuzung auseinan-
der“, stellt der FW-Stadtrat und An-
wohner Dr. Paul Kupser fest. Fuß-
gänger, Radfahrer und Autofahrer
seien an der Einmündung der alten
Rügländer Straße und an der Aus-
fahrt des Retti-Centers besonders
gefährdet, das werde im Gutachten
zu wenig berücksichtigt. Dass Hand-
lungsbedarf bestehe, zeige die kon-
troverse Diskussion in der Lokal-
presse.
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